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KSG 1927 BÖNSTADT e.V. 
SATZUNG für Mehrspartenvereine 

 
§ 1 Name und Sitz 
 
1. Der Verein führt den Namen:                                                                            

                Kultur- und Sportgemeinde 1927  Bönstadt e. V.  
      und hat seinen Sitz in: 

               61194 NIDDATAL 2 - Bönstadt  
2.   Der Verein ist eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts:   

                          61169 Friedberg / Hessen                          
3. Der Verein ist Verbandsmitglied im Landessportbund Hessen e.V. und seinen 

zuständigen Verbänden. 
4. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
5. Die Vereinsfarben sind    BLAU -WEISS. 
 
 
§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 
Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports durch Pflege der Freundschaft 
und Kameradschaft unter den Mitgliedern. 
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch : 
 
a) die Abhaltung von geordneten Sport- und Spielübungen  

> Fußball, Gymnastik, Wandern, Boule < 
b) die Durchführung von sportlichen und kulturellen Veranstaltungen 
c) Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleiter/innen 
 
Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet wer-
den. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es 
darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck fremd sind, oder durch unver-
hältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

 
§3 Vergütungen für Vereinstätigkeiten 

 
(1) Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 
(2) Bei Bedarf können Vereins- und Organämter im Rahmen der haushaltsrechtli-

chen Möglichkeiten entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages, eines 
befristeten oder unbefristeten Arbeitsverhältnisses oder gegen Zahlung einer 
Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden. 

(3) Die Entscheidung über entgeltliche Vereinstätigkeiten nach § 3 Ziff. 2 trifft der 
Vorstand. 
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(4) Im Übrigen haben sowohl die Mitarbeiter als auch die Vorstandsmitglieder des 
Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch nach § 670 BGB für solche Auf-
wendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. 
Hierzu gehören insbesondere Porto, Telefon-, Seminar-, Fahrt- und Reisekos-
ten sowie Büromaterial und sonstige Auslagen. 

(5) Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 
Monaten nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Alle Abrechnun-
gen eines Geschäftsjahres müssen bis zum 31. Januar des Folgejahres vor-
gelegt werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen mit 
Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein müssen, nachgewiesen werden. 

(6) Den ehrenamtlichen Mitgliedern des Vorstandes kann im Rahmen der gesetz-
lichen Möglichkeiten eine angemessene Vergütung gezahlt werden, die Ent-
scheidung hierüber trifft der Vorstand. 

 
 
§ 4 Aufgaben 
 
Zu den vorrangigen Aufgaben des Vereins gehören insbesondere: 
- die Durchführung von Sportwettkämpfen, die Ausbildung von Mitgliedern zur Teil-

nahme hieran, dies in Zusammenarbeit mit dem Landessportbund und dessen 
Sportverbänden und Organisationen; 

- Pflege und Ausbau des Jugend-, Senioren- und Breitensports; 
- Durchführung von geeigneten Veranstaltungen für Mitglieder und Interessenten 

zur Förderung des Leistungs- und Breitensports; 
- Beschaffung, Erhaltung und Pflege von Sportanlagen und Sportgeräten. 
 
§ 5 Mitgliedschaft 
 
Vereinsmitglieder können natürliche volljährige Personen werden. Jugendliche unter 
18 Jahren bedürfen der Zustimmung der/des gesetzlichen Vertreter/s. 
Mitglieder des Verein sind: 
a) Erwachsene   (Aktive und Passive) 
b) Jugendliche   (von 14 bis 17 Jahre) 
c) Kinder    (unter 14 Jahre) 
d) Ehrenmitglieder  (keine Altersbegrenzung). 
Die Mitglieder sind verpflichtet die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke des 
Vereins zu fördern und zu unterstützen, die festgesetzten Mitgliedsbeiträge und Um-
lagen rechtzeitig zu entrichten, die Anordnungen des Gesamtvorstandes und die  
Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu respektieren sowie die weiteren sport-
rechtlichen Vorgaben nach den jeweils geltenden Verbandsrichtlinien bei sportlichen 
Aktivitäten zu beachten. 
Zu Ehrenmitgliedern mit allen Rechten aber ohne Pflichten können Mitglieder auf-
grund langjähriger Verdienste oder außergewöhnlicher Leistungen auf Vorschlag des 
Gesamtvorstandes durch die Mitgliederversammlung ernannt werden. 
Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich zu beantragen. Über den Aufnahmeantrag 
entscheidet der Gesamtvorstand. Die Ablehnung des Aufnahmeantrags kann dem 
Antragsteller ohne Angabe von Gründen schriftlich mitgeteilt werden. 
 
Die Mitgliedschaft endet mit dem Tod des Mitglieds, durch freiwilligen Austritt, Aus-
schluss aus dem Verein. 
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a) Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung per Einschreiben. Er ist 
nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten zum Ende eines Kalen-
derjahres zulässig. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. 
b) Der Ausschluss aus dem Verein und der Streichung von der Mitgliederliste er-
folgt 
- wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte Adresse 

länger als drei Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung in Verzug ist, ohne 
dass eine soziale Notlage nachgewiesen wird. Bei sozialer Notlage kann der Ge-
samtvorstandes die Beitragszahlung stunden oder ganz oder teilweise aufheben, 

- bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Verbandsrichtlinien, 
- wegen massivem unsportlichen oder unkameradschaftlichen Verhalten, 
- wegen unehrenhaften Verhaltens innerhalb oder außerhalb des Vereinslebens, 

wenn hierdurch die Interessen und das Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit 
oder vereinsintern schwerwiegend beeinträchtigt wird. 

 
Der Ausschluss eines Mitglieds aus dem Verein wird durch den Gesamtvorstand mit 
einfacher Stimmenmehrheit beschlossen und dem betreffenden Mitglied schriftlich 
mitgeteilt. Hiergegen kann das Mitglied innerhalb von einem Monat nach Zugang des 
Ausschlussschreibens schriftlich Berufung an die Mitgliederversammlung einlegen. 
Diese entscheidet mit einfacher Mehrheit endgültig. Bis zum Abschluss dieses ver-
einsinternen Verfahrens ruhen sämtliche Rechte des Mitglieds. 
 
Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitglied-
schaftsverhältnis, unbeschadet des Anspruchs des Vereins auf bestehende Forde-
rungen. 
 
§ 6 Mitgliederbeiträge 
 
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben, deren Höhe und Fälligkeit von der 
Mitgliederversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit beschlossen wird.  
Von Vereinsmitgliedern, die Mitglied mehrerer Abteilungen sind, wird der Vereinsbei-
trag nur einmal erhoben. 
Ehrenmitglieder sind grundsätzlich von der Beitrags- und/oder Umlagepflicht befreit. 
Der Vorstand ist ermächtigt, in begründeten Fällen, Beiträge auf Antrag zu stunden, 
zu ermäßigen oder zu erlassen. Ein Rechtsanspruch auf Ratenzahlung und / oder 
Stundung der Beitragsschuld besteht nicht.  
 
 
 
§ 7 Rechte der Mitglieder 
 
Mitglieder ab dem vollendeten 16. Lebensjahr haben das aktive Stimmrecht in der 
Mitgliederversammlung und in den jeweiligen Abteilungsversammlungen. 
Die stimmberechtigten Mitglieder haben das Recht, dem Vorstand  zur Mitgliederver-
sammlung Anträge zu unterbreiten. Anträge zu Satzungsänderungen müssen dem 
Vorstand sechs Wochen vor der Mitgliederversammlung eingereicht werden. 
Im Übrigen gilt § 8 dieser Satzung. 
Alle Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen 
und die Übungsstätten unter Beachtung der Platz-, Hallen- bzw.  Hausordnung sowie 
sonstiger Ordnungen zu benützen. 
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Sie wählen den Gesamtvorstand, siehe §§ 11 und 14 dieser Satzung. Eine Übertra-
gung des Stimmrechts ist ausgeschlossen. 
 
 
§ 8 Organe des Vereins 
 
Die Organe des Vereins sind: 
1. Mitgliederversammlung 
2. Gesamtvorstand 
 
 
§ 9 Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Ihre Beschlüsse sind 
für alle Mitglieder und Organe bindend. Die Mitgliederversammlung hat das Recht, 
gefasste Beschlüsse wieder aufzuheben. 
Die ordentliche Mitgliederversammlung ist einmal im Jahr, nach Möglichkeit im  
ersten Quartal, vom Vorstand einzuberufen. Alle Mitglieder sind unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei Wochen 
einzuladen. 
Die Kommunikation im Verein kann in Textform (auch mittels elektronischer Medien) 
erfolgen. Mitteilungen jeglicher Art gelten als zugegangen, wenn sie an die dem Ver-
ein bekannt gegebene Anschrift oder E-Mail-Anschrift gerichtet ist. 
Die Mitteilung von Adressänderungen / Änderungen von E-Mail-Adressen ist eine 
Bringschuld des Mitglieds. 
 Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberu-
fen. Hierzu ist er verpflichtet, wenn dies ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder 
schriftlich unter Angabe von Gründen beantragt.  
In diesem Fall sind alle Mitglieder unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter 
Einhaltung einer Frist von mindestens einer Woche einzuladen. Absatz 3 dieser Vor-
schrift gilt entsprechend. 
Anträge zur Mitgliederversammlung sind spätestens eine Woche vor der Mitglieder-
versammlung beim 1. Vorsitzenden schriftlich einzureichen. 
Die Berücksichtigung verspäteter schriftlicher Anträge zu Mitgliederversammlungen 
ist nur möglich, wenn jeder einzelne Antrag von mindestens der Hälfte der anwesen-
den stimmberechtigten Vereinsmitglieder durch Beschluss nach Abstimmung zuge-
lassen wird und der Dringlichkeitsantrag keine qualifizierte Mehrheit verlangt. 
Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie satzungsgemäß einberufen 
wurde. 
 
 
 
§ 10 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 
- die Wahl des Vorstandes und des Gesamtvorstandes  
- die Entgegennahme des Protokolls der letzten Jahreshauptversammlung 
      sowie Jahres- und Kassenberichts des Vorstands; 
- den Bericht der Kassenprüfer und Erteilung der Entlastung; 
- die Wahl von zwei Kassenprüfern; 
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- die Ernennung von Ehrenmitgliedern; 
- die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und alle sonstigen ihr vom Vor-

stand unterbreiteten Anträge und weitere Aufgaben, soweit sich dies aus der Sat-
zung oder nach Gesetz ergibt. 

 
 
 
§ 11 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 
Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, soweit sich 
aus der Satzung (insbesondere § 6) oder dem Gesetz nichts anderes ergibt. Eine 
Vertretung zur Stimmabgabe ist unzulässig. 
Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins bedürfen einer Mehrheit der 
Stimmen von drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder. 
Die Beschlussfassung erfolgt durch offene Abstimmung, auf Antrag von  
einem Viertel der anwesenden Mitglieder erfolgt sie in geheimer Abstimmung. 
Stimmenthaltungen bleiben außer Betracht. 
Kommt es bei der Wahl der Gesamtvorstandsmitglieder oder bei der Wahl der Kas-
senprüfer zu Stimmengleichheit, so findet eine Stichwahl statt.  Bringt auch diese 
keine Mehrheit für einen Kandidaten, so wird durch Los entschieden. 
Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei dessen Ver-
hinderung der 2. Vorsitzende. 
 
 
§ 12 Geschäftsführender Vorstand 
 
Der geschäftsführende Vorstand besteht aus dem 1. und 2. Vorsitzenden, Kassen-
wart, Abteilungsleiter Fußball und Gymnastik. Jeweils DREI dieser  Personen sind 
gemeinsam vertretungsberechtigt. Sie vertreten den Verein im Sinne des § 26 BGB 
gerichtlich und außergerichtlich und zeichnen als gesetzliche Vertreter.  
 
 
 
§ 13 Wahl des Vorstandes und Gesamtvorstandes 
 
Der Vorstand und Gesamtvorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dau-
er von ZWEI Jahren gewählt. Er bleibt bis zur Neu- bzw.  Wiederwahl des nachfol-
genden Gesamtvorstandes im Amt.  
Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. 
Scheidet ein Mitglied des Gesamtvorstandes während der Amtsperiode vorzeitig aus, 
so bestimmt der Gesamtvorstand durch Beschluss mit einfacher Mehrheit ein kom-
missarisches Vorstandsmitglied bis zur nächsten Mitgliederversammlung. 
Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt als Gesamtvor-
standes. 
 
 
§ 14 Aufgaben und Zuständigkeiten des Vorstandes 
 
Dem Vorstand sind alle Aufgaben des Vereins übertragen, die nicht satzungsgemäß 
in die Zuständigkeit anderer Vereinsorgane fallen. Der Vorstand kann intern eine 
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Aufgaben- und Zuständigkeitsregelung festgelegen. Dem Vorstand obliegt insbeson-
dere der Umgang mit Behörden und Sportverbänden, die Entscheidung über alle 
Vertragsabschlüsse, deren Änderung und Kündigung sowie alle weiteren rechtsge-
schäftlichen Verpflichtungen. 
Zur Zuständigkeit des Vorstands gehören: 
1. Entscheiden über die Aufnahme neuer Mitglieder; 
2. Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
3. Delegation von Aufgaben und Einsetzung von Ausschüssen; 
4. Überwachung und Förderung des Sportbetriebs; 
5. Planung und Durchführung von allen Vereinsveranstaltungen; 
6. Repräsentation des Vereins; 
7. Vorprüfung der Gewinn- und Verlustrechnung, Haushaltsansätze, Finanzplanung; 
8. Schlichtung aller Streitigkeiten innerhalb des Vereins und Entscheidung über alle 

erhobenen Widersprüche; 
9. Zusammenarbeit mit dem Gesamtvorstand und angeschlossenen  Abteilungen. 
10. Der Vorstand ist ermächtigt Satzungsänderungen durchzuführen, die vom zu-

ständigen Amtsgericht als Voraussetzung zur Eintragung oder vom Finanzamt zur 
Erlangung bzw. dem Erhalt der Gemeinnützigkeit gefordert werden. Es darf sich 
um keine Beschlüsse handeln, die den Zweck oder die Aufgaben dieser Satzung 
ändern. Die Änderungen dürfen ausschließlich den geforderten Bedingungen die-
ser Ämter entsprechen. Der Beschluss muss einstimmig herbeigeführt und die 
Änderungen müssen der nächsten Mitgliederversammlung zur Kenntnis gegeben 
werden. 
 

 
 
§ 15 Gesamtvorstand 
 
Der Gesamtvorstand besteht aus 
a) dem Vorstand (l. und 2. Vorsitzender sowie Kassenwart) 
b) dem Schriftführer 
c) den Abteilungsleitern  

Spielausschussvorsitzenden, Jugendfußball, SOMA, Gymnastik , Wandern, Boule 
d) dem Pressewart 
e) den Beisitzern 
f) den Ausschussmitgliedern 
g) dem 1. Senat des „Ältesten Rates“ 
 
Der Kassenwart ist für die ordnungsgemäße Kassenführung, Buchung der Einnah-
men und Ausgaben, Rechnungslegung und Sicherung des Vereinvermögens ver-
antwortlich. Zahlungsanweisungen über 200,--€ bedürfen zuvor der Zustimmung 
durch den Gesamtvorstand. 
Dem Schriftführer obliegt die Protokollführung von Sitzungen und Versammlungen 
sowie der Schriftverkehr des Vereins im Einvernehmen mit dem Vorstand. 
Den Abteilungsleitern obliegt die gesamte technische Arbeit des Vereins im sportli-
chen Bereich. Sie berufen den Sportausschuss ein, leiten die Sitzungen, schreiben 
mit ihren Fachwarten vereinseigene Wettkämpfe und Wertungsspiele aus und be-
treuen alle sportlichen Vereinsveranstaltungen und entsprechenden Umrahmungen. 
Der Pressewart informiert die Presse, sonstige Medien sowie Mitgliedern und Inte-
ressenten über Angelegenheiten des Vereins. 
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Sämtliche zum Gesamtvorstand gehörenden Vereinsmitglieder werden für die Dauer 
von ZWEI Jahren durch die Mitgliederversammlung gewählt und ernannt.  
Die Wiederwahl ist möglich. 
Sie können zusätzlich weitere Vereinsämter/Funktionen nach dieser Satzung über-
nehmen und ausüben. 
 
 
§ 16 Sitzungen des Gesamtvorstandes  
 
Der Gesamtvorstand beschließt in Sitzungen, die vom 1. oder 2. Vorsitzenden einbe-
rufen werden. Die Vorlage einer Tagesordnung ist nicht notwendig, jedoch er-
wünscht. Der Gesamtvorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist.  
Die Abstimmungen erfolgen mit einfacher Mehrheit. Auf Antrag wird geheim abge-
stimmt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden, bei des-
sen Abwesenheit die des 2. Vorsitzenden. 
Der Schriftführer führt eine Anwesenheitsliste und das Protokoll. 
Der Gesamtvorstand muß Spätestens alle  SECHS  Wochen zusammen kommen. 
Bleibt ein Mitglied des  Gesamtvorstandes mehr als VIER aufeinanderfolgende Sit-
zungen (ohne ausreichende Entschuldigung) fern, scheidet es aus dem Gesamtvor-
stand aus. 
 
 
 
§ 17 Abteilungen des Vereins 
 
Innerhalb des Vereins werden für die unterschiedlichen Aktivitäten gesonderte Abtei-
lungen eingerichtet. Die Abteilungen sind rechtlich unselbstständige Untergliederun-
gen des Vereins. Aus der Mitgliedschaft in einer Abteilung ergeben sich keine über 
diese Satzung hinausgehenden Rechte und Pflichten, wenn nicht im Folgenden et-
was anderes bestimmt ist. Mitglied einer Abteilung kann nur werden, wer zugleich 
Mitglied des Vereins ist. 
Die Mitgliederversammlung entscheidet über die Gründung und Auflösung von Abtei-
lungen. Die Entscheidung ergeht mit einfacher Mehrheit. Bei der Auflösung einer Ab-
teilung ist die zugehörige Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung einzu-
holen; der Wille der betroffenen Abteilung ist in der Wahlentscheidung der Mitglie-
derversammlung des Vereins zu berücksichtigen. 
Jede Abteilung nimmt ihre Angelegenheiten eigenverantwortlich wahr, soweit nicht 
diese Satzung dem entgegensieht oder eine andere Abteilung hiervon betroffen ist. 
In diesen Fällen regelt der Vorstand unter Beachtung der einzelnen Belange die An-
gelegenheit. 
Die Leitung der Abteilung obliegt dem jeweiligen Abteilungsleiter. Seine Amtszeit 
entspricht der satzungsgemäßen Amtszeit des Gesamtvorstandes. Er ist Mitglied des 
Gesamtvorstandes. Er bleibt bis zur Neu- bzw. Wiederwahl des nachfolgenden Abtei-
lungsleiters im Amt. Scheidet ein Abteilungsleiter vorzeitig aus oder findet sich kein 
geeigneter Kandidat für die Position, so nimmt ein Mitglied des Gesamtvorstandes 
die Geschäfte des Abteilungsleiters zunächst kommissarisch wahr.  
Die Leiter der Abteilungen sind besondere Vertreter des Vereins im Sinne von § 30 
BGB; sie können den Verein beschränkt auf ihre Abteilung und beschränkt auf das 
Aktivvermögen der Abteilung bis zu einer Höhe von 50,--€ vertreten. Die Eingehung 
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von Anstellungs-, Miet- oder Leasingverträgen bedarf grundsätzlich der vorherigen 
Zustimmung des Vorstands. 
Die Abteilungsleiter haben dem Vorstand in jeder Vorstandssitzung und im Bedarfs-
fall auch außerhalb hiervon über Aktivitäten und Vorkommnisse in den Abteilungen 
zu unterrichten. 
Die Abteilungen geben sich eigene Abteilungsordnungen. Die Abteilungsordnungen 
müssen die Organisation der Abteilung regeln und sich an den Vorgaben dieser Sat-
zung orientieren. Vorrang hat im Kollisionsfall diese Vereinssatzung, die weiterhin 
verbindlich für alle Mitglieder des Vereins gilt. Über neue oder geänderte Abteilungs-
ordnungen ist die Mitgliederversammlung zu informieren. 
Ein Vereinsmitglied kann Mitglied mehrerer Abteilungen sein. Es hat das Recht je-
derzeit zwischen den Abteilungen zu wechseln, soweit nicht bestehende Kapazitäts-
grenzen dem entgegenstellen. Für diesen Fall sind Wartelisten einzurichten. Die Ka-
pazitätsgrenzen werden durch den Vorstand nach Anhörung des Abteilungsleiters 
festgelegt. 
Der Vereinsführung obliegt ansonsten die Mitgliederverwaltung. Soweit für die Orga-
nisation erforderlich, kann jede Abteilung von der zentralen Mitgliederverwaltung Lis-
ten über ihre Abteilung erhalten. 
Die Nutzungszeiten und -rechte von Anlagen, Hallen und sonstigen Einrichtungen 
werden zentral durch den vom Vorstand hierfür Beauftragten vergeben. 
Soweit erforderlich, erwirbt der Verein die Mitgliedschaft in Fachverbänden; die da-
raus resultierenden Rechte und Pflichten erstrecken sich auch auf die Mitglieder der 
Abteilung. 
Die §§ 6, 8 bis 10 gelten, soweit möglich, entsprechend für die Abteilungsversamm-
lung. 
 
 
 
§ 18 Vereinsjugend 
 
 Zur Vereinsjugend gehören alle Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre, sowie die 

gewählten und berufenen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Vereinsjugendar-
beit. 

 Die Vereinsjugend führt und verwaltet sich im Rahmen dieser Satzung und der 
Jugendordnung selbständig. Sie entscheidet über die ihr zur Verfügung gestellten 
Mittel in eigener Zuständigkeit. 

 
     Alles weitere regelt eine Jugendordnung, die von der Jugend zu entwerfen ist und     
     durch eine Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit bestätigt werden muss. 
 
 
§ 19 Kassenprüfer 
 
Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von einem 
Jahr gewählt. Sie dürfen nicht Mitglieder des erweiterten Gesamtvorstandes sein. Sie 
haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung jederzeit zu überprüfen. 
Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung haben sie der Mitglieder-
versammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf die 
buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit der Vorgänge.  
Jährlich scheidet ein Kassenprüfer aus, einer wird hinzu gewählt. 
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§ 20 Protokollierung 
 
Der Verlauf der Mitgliederversammlung sowie Sitzungen vom Gesamtvorstand sind 
zu protokollieren. Das Protokoll der Mitgliederversammlung und die Protokolle der 
Vorstandssitzungen sind vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Schriftführer 
zu unterzeichnen. Die Protokolle hat der Vorstand aufzubewahren. 
 
 

§21  Datenschutz / Persönlichkeitsrechte / Informationen für Mitglieder 
über die Datenverarbeitung 

 
(1) Der Verein verarbeitet personenbezogene Daten seiner 

Mitglieder (Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare 
natürliche Person beziehen) in automatisierter und nicht-automatisierter Form. 
Hierbei handelt es sich um folgende Mitgliederdaten: Name und Anschrift, 
Bankverbindung, Telefonnummern (Festnetz und Mobil) sowie E-Mail-Adresse, 
Geburtsdatum, Funktion(en) und Aufgabe(n) im Verein.  

(2) Name und Anschrift, sowie das Geburtsdatum sind 
Pflichtdaten; eine Person kann nur Vereinsmitglied sein, wenn sie dem 
Verein diese Daten zwecks rechtmäßiger Verarbeitung zur Verfügung stellt. 
Die Bereitstellung der übrigen Daten ist freiwillig; sie sind für die 
Mitgliedschaft im Verein nicht erforderlich. Rechtsgrundlage für die 
Verarbeitung der freiwilligen Daten ist Art. 6 Abs. 1 a) Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO). 

(3) Verantwortlich für die Datenverarbeitung ist der Kassenwart 
(E-Mail: kasseksgboenstadt@web.de); sein Stellvertreter ist der 1. 
Vorsitzende (E-Mail: 1vorsksgboenstadt@web.de)  

(4) Die personenbezogenen Daten der Mitglieder werden 
ausschließlich zur Erfüllung der in dieser Satzung genannten Zwecke und 
Aufgaben des Vereins verarbeitet, insbesondere zur Mitgliederverwaltung 
(einschließlich des Beitragseinzugs), Förderung des Sports und zu Zwecken 
der Öffentlichkeitsarbeit des Vereins. In diesem Zusammenhang werden die 
Daten Vorstandsmitgliedern und sonstigen Vereinsmitgliedern soweit zur 
Kenntnis gegeben, wie es deren Ämter und Aufgaben im Verein erfordern. 
Rechtsgrundlage ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Sofern sich die 
Datenverarbeitung auf andere Rechtsgrundlagen stützt, wird dies in diesem 
Paragrafen erwähnt. 

 
(5) Als Mitglied des Landessportbundes Hessen e.V. übermittelt der Verein 

folgende personenbezogene Daten dorthin: Name und Kontaktdaten des 
Vereinsvorstandes.  

(6) Als Mitglied folgender Hessischer Fachverbände übermittelt der 
Verein folgende personenbezogene Daten seiner Mitglieder dorthin: 
a. Hessischer Fußballverband, Namen, Geburtsdaten und Anschrift der Spieler, bei 

Nicht EU-Ausländern, die erstmals einen Spielerpass in Deutschland beantragen,  
zusätzlich eine Passkopie, die Vornamen der Eltern und die letzte Anschrift im 
Heimatland  
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 b. Europäische Volkssport-Gemeinschaft (EVG)  Deutschland: Name und 
Kontaktdaten des Vereinsvorstandes.  

 
Die Übermittlung dieser Daten ist erforderlich, damit der Verein und die je-
weiligen Mitglieder am Sportbetrieb, den der jeweilige Verband veranstaltet, 
teilnehmen können, insbesondere zur Erlangung von Spielerpässen und Li-
zenzen ] 

(7) Im Zusammenhang mit seinen öffentlichen Veranstaltungen 
(z.B. Wettkämpfe, Sportfeste, Fußballspiele)  
veröffentlicht der Verein Fotos von der Veranstaltung sowie einen Bericht 
darüber (mit Ergebnissen und Ereignissen) im Internet (z.B. auf seiner 
Homepage und bei Facebook) und übermittelt Fotos nebst Bericht womöglich 
an Print und Online-Zeitungen. Sofern der Verein Ergebnislisten erstellt, 
werden auch diese in gleicher Weise veröffentlicht/übermittelt. Fotos einzelner 
Personen werden nur veröffentlicht/übermittelt, sofern es sich um Bilder von 
Einzelsportarten handelt; andere Einzelbilder werden nicht 
veröffentlicht/übermittelt, insbesondere keine Einzelbilder von Zuschauern. 
Jedoch ist in allen Fällen davon auszugehen, dass Mitglieder als Teilnehmer 
oder Zuschauer auf den Fotos erkennbar sind. Soweit die Untertexte zu Fotos 
oder die Berichte auf bestimmte Teilnehmer an der Veranstaltung hinweisen, 
werden dabei höchstens Vor- und Familienname, Vereinszugehörigkeit sowie 
Funktion und Aufgabe im Verein veröffentlicht/übermittelt. Auf Ergebnislisten 
erscheinen neben dem erzielten Ergebnis Vor- und Familienname sowie 
Verein und Altersklasse. Dies dient der Öffentlichkeitsarbeit und 
Außendarstellung des Vereins, ohne die er seine Satzungszwecke und 
Aufgaben nicht erfüllen kann. Die Rechtsgrundlage für die 
Veröffentlichung/Übermittlung der vorgenannten Daten ist Artikel 6 Absatz 1 b) 
DSGVO. Zumindest überwiegen die Interessen und Grundrechte der Mitglieder 
nicht gegenüber den berechtigten Interessen des Vereins (Rechtsgrundlage: 
Artikel 6 Absatz 1 f) DSGVO). Die Vorschriften der §§ 22, 23 des 
Kunsturhebergesetzes (KUG) zum Recht am eigenen Bild werden gewahrt.  
Sonstige Fotos einzelner Personen oder weitere Daten 
veröffentlicht/übermittelt der Verein nur mit Einwilligung der betroffenen Person 
(Rechtsgrundlage: Artikel 6 Absatz 1 a) DSGVO). 

(8) Mitgliederlisten werden als Datei an Vorstandsmitglieder, sonstige 
Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, soweit deren Funktion oder besondere 
Aufgabenstellung im Verein die Kenntnisnahme erfordern. Macht ein Mitglied 
glaubhaft, dass es die Mitgliederliste zur Wahrnehmung seiner satzungsgemäßen 
Rechte (z.B. Minderheitenrechte, Teilnahmerechte) benötigt, wird ihm eine 
Datei der notwendigen Daten gegen die schriftliche Versicherung ausge-
händigt, dass Namen, Adressen und sonstige Daten nicht zu anderen Zwe-
cken Verwendung finden und die erhaltenen Daten, sobald deren Zweck er-
füllt ist, gelöscht werden. 

(10)  Zur Durchführung von Veranstaltungen erstellt der Verein Helferlisten mit den 
erforderlichen  Kommunikationsdaten. Diese Listen werden nur innerhalb des Ver-
eins an andere Helfer und die Organisatoren der Veranstaltung weitergegeben 
(Rechtsgrundlage: Artikel 6 Absatz 1 b) DSGVO). Eine darüber hinausgehende 
Veröffentlichung der Listen (z.B. im Internet) bedarf der Einwilligung der betroffenen 
Helfer (Rechtsgrundlage: Artikel 6 Absatz 1 a) DSGVO). 
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(11) Die Mitgliederdaten werden spätestens 2 Jahre nach Beendigung der Mitgliedschaft 
gelöscht, soweit sie für die Mitgliederverwaltung und für historische Berichte und 
Darstellungen des Vereins nicht mehr benötigt werden und keine gesetzlichen, ver-
traglichen oder satzungsmäßigen Aufbewahrungsfristen dem entgegenstehen. 
 

(12) Mitglieder haben im Rahmen der geltenden gesetzlichen Bestimmungen das Recht 
auf Auskunft über Ihre gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15 DSGVO) 
sowie auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO), Löschung (Art. 17 DGSVO), Einschrän-
kung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO), Widerspruch gegen die Verarbeitung (Art. 
21 DSGVO) und Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO). Diese Rechte können 
schriftlich oder per E-Mail bei den in (3) genannten Verantwortlichen geltend ge-
macht werden. 

 
(13) Soweit Einwilligungen der Mitglieder zur Verwendung ihrer Daten erforderlich sind, 

können diese mündlich, schriftlich oder per E-Mail erteilt werden. Der Verein ist be-
weispflichtig dafür, dass eine Einwilligung erteilt wurde. Die Mitglieder können eine 
bereits erteilte Einwilligung jederzeit widerrufen. Der Widerruf kann mündlich, 
schriftlich oder per E-Mail an die in (3) genannten Verantwortlichen gesandt wer-
den. Die Rechtmäßigkeit der bis zum Widerruf erfolgten Datenverarbeitung bleibt 
vom Widerruf unberührt. 

 
(14) Den Mitgliedern steht das Recht zur Beschwerde über die Datenverarbeitung des 

Vereins bei   
der zuständigen Aufsichtsbehörde zu. Zuständige Aufsichtsbehörde ist im 
Bundesland Hessen der Hessische Datenschutzbeauftragte mit Sitz in 
Wiesbaden  

 
 
§ 22 Auflösung des Vereins 
 
Über die Auflösung das Vereins beschließt eine zu diesem Zweck besonders einbe-
rufene Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder, vorausgesetzt mindestens ein Viertel aller stimmbe-
rechtigten Vereinsmitglieder ist anwesend. Ist diese Zahl nicht erreicht, muss inner-
halb von zwei Wochen eine neue Mitgliederversammlung einberufen werden, die 
alsdann mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten 
Vereinsmitglieder die Auflösung beschließt. 
Die Mitgliederversammlung ernennt zur Abwicklung der Geschäfte Liquidatoren. 
Bei Auflösung des Vereins fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt, die es un-
mittelbar und ausschließlich nur für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke 
zu verwenden hat, 
Wird mit der Auflösung des Vereins nur eine Änderung der Rechtsform oder eine 
Verschmelzung mit einem anderen gleichartigen und als steuerbegünstigt im Sinne 
der §§ 51 – 68 der Abgabenordnung anerkannten Verein angestrebt, wobei die un-
mittelbare ausschließliche Verfolgung des bisherigen Vereinszwecks durch den neu-
en Rechtsträger weiterhin gewährleistet wird, geht das Vermögen auf den neuen 
Rechtsträger über. 
Vor Durchführung der Auflösung und Weitergabe des noch vorhandenen Vereins-
vermögens ist zunächst das Finanzamt zu hören. 
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Vorstehende Neufassung der Satzung wurde am 25.Februar 2005 im 
Bürgerhaus zu Niddatal - Bönstadt beschlossen und in Kraft gesetzt, sie 
tritt an die Stelle der bisherigen Satzung vom29. Nov. 1968  mit allen  
danach folgenden Änderungen     
Satzungsänderung  §11 JHV 10.April 2015     
Satzungsänderung   JHV 12.April 2019     
Satzungsänderung   JHV 19.April 2024 
 
 
 
 

Unterschriften: 
 
 

1. Vorsitzende        …………………………….. 
 

 
 
 

                                                      2. Vorsitzender         ………………………………. 
 
 
 
 
        Kassiererin         …………………………….. 
 
 
 
 
                                                            Abteilungsleiter     ……………………………… 
      Fußball 
 
 
 
 
Abteilungsleiterin Gymnastik            ……………………………… 
       
 
 


